
Badmintonverein Marienberg e.V. Marienberg,den 14.12.2021

S a t z u n g

§ 1 Name, Sitz und Zweck

1. Der Verein führt den Namen „Badmintonverein Marienberg“ e.V. Er ist 
Mitglied des Badmintonverband Sachsen e.V. und erkennt dessen Satzung 
und Ordnung an. Der Verein hat seinen Sitz in Marienberg und ist in das 
Vereinsregister beim Amtsgericht Marienberg unter der Nummer VR 531 
eingetragen.

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der 
Zweck des Vereines ist die Förderung des Sports und der sportlichen 
Jugendarbeit. Der Satzungszweck wird insbesondere durch Förderung 
sportlicher Übungen und Leistungen verwirklicht. Der Verein ist selbstlos 
tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des 
Vereines dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Es 
darf keine Person durch Ausgaben, die den Zweck des Vereines fremd sind 
und durch Verhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft.

§ 2 Erwerb der Mitgliedschaft

1. Mitglied des Vereines kann jede natürliche Person werden.
2. Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den Vorstand einen schriftlichen 

Aufnahmeantrag zu richten. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung der 
gesetzlichen Vertreter erforderlich. Der Vorstand teilt seine Entscheidung dem
Antragsteller mit.

3. Die Mitglieder erkennen als für sich verbindlich die Satzung, Ordnung und 
Wettkampfbestimmung der Verbände an, denen der Verein angehört.

4. Über die Verleihung der Ehrenmitgliedschaft entscheidet die 
Mitgliederversammlung. Ehrenmitglieder haben alle Mitgliedsrechte.

§ 3 Beendigung der Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Tod, Ausschluss oder durch 
Auflösung des Vereins.

2. Die Austrittserklärung ist schriftlich an den Vorstand zu richten. Der Austritt 
ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Frist von 
sechs Wochen zulässig.



§ 4 Beiträge

1. Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages 
und die Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung festgelegt.

2. Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit.

§ 5 Straf- u. Ordnungsmaßnahmen

1. Ein Mitglied kann durch Vorstandsbeschluss mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Vorstandsmitglieder aus dem Verein ausgeschlossen werden, 
wenn er in grober Weise gegen Vereinsinteressen oder Satzungsinhalte 
verstoßen hat, wobei als Grund zum Ausschluss auch ein unfaires, 
unsportliches Verhalten gegenüber anderen Vereinsmitgliedern gilt. Das 
Mitglied kann zudem auf Vorstandsbeschluss ausgeschlossen werden, wenn 
es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrages im 
Rückstand ist.  

2. Vor Beschlussfassung ist dem Mitglied unter  Fristsetzung von Seiten des 
Vorstandes Gelegenheit zu geben, sich hierzu zu äußern. Der Beschluss über 
den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und dem auszuschließenden 
Mitglied durch eingeschriebenen Brief bekanntzumachen.

§ 6 Rechtsmittel

1. Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstandes steht dem Mitglied das 
Recht der Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung muss 
innerhalb von einem Monat ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses beim 
Vorstand schriftlich eingelegt werden.

2. Bei rechtzeitiger Berufung hat der Vorstand innerhalb von zwei Monaten die 
Mitgliederversammlung zur Entscheidung darüber einzuberufen. Geschieht 
dies nicht, gilt der Ausschließungsbeschluss als nicht erlassen. Wird Berufung 
nicht oder nicht rechtzeitig eingelegt, gilt dies als Unterwerfung unter den 
Ausschließungsbeschluss, so dass die Mitgliedschaft als beendet gilt.

§ 7  Vereinsorgane

 1. Organe des Vereins sind:
 a) die Mitgliederversammlung
 b) der Vorstand

 2. Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt.
 3. Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen 

Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen
Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach §3 Nr. 26 a 
Einkommenssteuergesetz (EStG) ausgeübt werden.

 4. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach (2) und über 
die Höhe der Aufwandsentschädigung nach (3) trifft der Vorstand.



§ 8 Mitgliederversammlung

 1. Oberstes Organ des Vereines ist die Mitgliederversammlung.
 2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet in jedem Jahr statt.
 3. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt unter Mitteilung der 

Tagesordnung durch den Vorstand mit Schreiben an alle Mitglieder. Zwischen 
dem Tag der Einladung und dem Termin der Versammlung muss mindestens 
eine Frist von zwei Wochen liegen.

 4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es 
 a) der Vorstand beschließt,
 b) ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich beim Vorsitzenden 

beantragt.
 5. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden

Mitglieder beschlussfähig. Als Vorstandsmitglied sind Mitglieder vom 18. 
Lebensjahr an wählbar.

 6. Die Entscheidungen der Mitgliederversammlung werden mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen. 
Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Mehrheit beschlossen werden. Stimmenthaltungen bleiben für 
die Entscheidung unberücksichtigt.

 7. Dringlichkeitsanträge dürfen nur behandelt werden, wenn diese Anträge 
mindestens zwei Wochen vor der Versammlung schriftlich beim Vorstand des 
Vereines eingegangen sind. Dringlichkeitsanträge dürfen nur behandelt 
werden, wenn die anwesenden Mitglieder mit einer zwei Drittel Mehrheit 
beschließt, dass sie als Tagesordnungspunkt aufgenommen werden. Ein 
Dringlichkeitsantrag auf Satzungsänderung ist unzulässig.

§ 9 Vorstand

 1. Der Vorstand besteht aus:
 a) dem Vorsitzenden
 b) dem stellvertretenden Vorsitzenden
 c) dem Finanzverantwortlichen
 d) dem Jugendwart
 e) dem Abteilungsleiter Volkssport

 2. Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung auf zwei Jahre gewählt. 
Die Amtszeit des Vorstandes kann auch kürzer oder länger bemessen sein. 
Seine Mitglieder bleiben bis zur Wahl eines Nachfolgers im Amt. Bei 
Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes ist der Vorstand berechtigt, ein neues 
Mitglied kommissarisch bis zur Wahl zu berufen.

 3. Der Vorsitzende beruft und leitet die Sitzungen des Vorstandes. Er ist 
verpflichtet, den Vorstand einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse 
erfordert oder aber wenn dies von der Mehrheit der Vorstandsmitglieder 
verlangt wird.

 4. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder
anwesend ist. Bei Beschlussfassungen entscheidet die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen.



 5. Der Vorstand kann verbindliche Ordnungen erlassen. Dies sind insbesondere 
die
 a) Geschäftsordnung
 b) Beitragsordnung
 c) Gebührenordnung
Diese Ordnungen sind nicht Bestandteil dieser Satzung.

§ 10 Gesetzliche Vertretung

Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die Personen nach § 9 Abs1 a-e.
Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jeder von ihnen ist allein 
vertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis zum Verein wird der Stellvertreter jedoch
nur bei Verhinderung des Vorsitzenden tätig.

§ 11 Protokollierung der Beschlüsse

Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Vorstandes sind zu 
protokollieren.
Das Protokoll ist vom Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen.

§ 12 Kassenprüfung

Die Kasse des Vereines wird in jedem Jahr durch zwei von der 
Mitgliederversammlung des Vereines auf zwei Jahre gewählte Kassenprüfer geprüft.
Die Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfbericht und 
beantragen bei ordnungsgemäßer Kassenführung die Entlastung des Vorstandes.

§ 13  Auflösung des Vereines

 1. Die Auflösung des Vereines kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung beschlossen werden.

 2. Die Einberufung einer solchen Versammlung darf nur erfolgen, wenn es
 a) der Vorstand mit einer Mehrheit von drei Viertel aller seiner Mitglieder 

beschlossen hat oder
 b) von einem Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des Vereines schriftlich

gefordert wurde.
 3. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 

der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Die Auflösung kann nur mit 
einer Mehrheit von drei Viertel der anwesenden stimmberechtigten 
Mitgliedern beschlossen werden. Sollte bei der ersten Versammlung weniger 
als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sein, ist eine zweite
Versammlung einzuberufen, die dann mit einer Mehrheit von drei Viertel der 
anwesenden stimmberechtigten Mitgliedern beschlussfähig ist.

 4. bei Auflösung des Vereines oder Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt sein 
Vermögen an den Kreissportbund mit der Zweckbestimmung, dass dieses 
vermögen unmittelbar und ausschließlich zur Förderung des Sports verwendet
werden darf.



§ 14 Datenschutz

 1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung 
der gesetzlichen Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung und 
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über die 
persönlichen und sachlichen Verhältnisse der Mitglieder des Vereins in der 
Datenverarbeitung des Vereins gespeichert, übermittelt und verändert. 

 2. Jedes Mitglied hat das Recht auf 
 a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten, 
 b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie 

unrichtig sind, 
 c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei 

behaupteten Fehlern weder deren Richtigkeit, noch deren Unrichtigkeit 
feststellen lässt, 

 d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die 
Speicherung unzulässig war. 

 3. Zur weiteren Ausgestaltung und zu den Einzelheiten der Datenerhebung- und 
Verwendung erlässt der Vorstand eine Datenschutzrichtlinie.

§ 15 Satzungsbeschluss  

Die Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 14.12.2021 beschlossen 
und ersetzt die bisherige Satzung vom 26.11.2014. Sie tritt mit Ihrer Eintragung ins
Vereinsregister in Kraft.


